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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 26.ä—: 


(Ir. 5088.) Privilegium zur Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen zum Bes 
trage von 500,000 Rthlrn. Seitens der Mansfeldſchen Kupferſchiefer 
bauenden Gewerkſchaft. Vom 14. Juni 1859. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent. ö 

Nachdem von der Deputation der Mansfeldſchen Kupferſchiefer bauen— 
den Gewerkſchaft auf Grund des in der Generalverſammlung vom 5. Mai 
1858. gefaßten Gewerkenbeſchluſſes darauf angetragen worden iſt, der genann— 
ten Gewerkſchaft Behufs Beſtreitung außerordentlicher Baukoſten und Erwer— 
bung von Bergeigenthum und Grundſtuͤcken die Aufnahme eines Darlehns von 
fuͤnfmal hundert tauſend Thalern gegen Ausſtellung auf den Inhaber lauten— 
der und mit Zinsſcheinen verſehener Schuldſcheine zu geſtatten, ſo wollen Wir, 
in Beruͤckſichtigung des nachgewieſenen Beduͤrfniſſes und da ſich gegen dieſen 
Antrag weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erin— 
nern gefunden hat, in Gemaͤßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
durch gegenwaͤrtiges Privilegium zur Ausgabe der gedachten Schuldſcheine un: 
ter nachſtehenden Bedingungen Unſere landesherrliche Genehmigung ertheilen: 

H. 1. 

Die Schuldſcheine im Geſammtbetrage von 500,000 Rthlrn. werden un⸗ 
ter der Bezeichnung „Schuldſchein der Mansfeldſchen Kupferſchiefer bauenden 
Gewerkſchaft zu Eisleben, Anleihe des Jahres 1859.“ nach dem anliegenden 
Schema I. in Apoints von 200 Rthlrn. unter fortlaufenden Nummern von 1. 
bis 2500. ausgefertigt. Die geſammte Stuͤckzahl dieſer Schuldſcheine beträgt 
2500 und je 25 Stuͤck bilden eine Serie, alſo im Ganzen 100 Serien zur bes 
quemen Ueberſicht bei der Verlooſung. Jeder Schuldſchein trägt daher eine 
laufende und eine Serien-Nummer. N 

Die Schuldſcheine, auf deren Ruͤckſeite dieſes Privilegium abgedruckt wird, 

Jahrgang 1859. (Nr. 5088.) 47 werden 


Ausgegeben zu Berlin den 14. Juli 1859. 


— 350 — 


werden von einem Mitgliede der gewerkſchaftlichen Deputation und von den 
beiden gewerkſchaftlichen Hauptkaſſen-Beamten unterzeichnet. 
Jedem Schuldſcheine werden Zinskupons auf je fuͤnf Jahre und ein Ta⸗ 
YA: zur Erhebung fernerer Kupons nach den anliegenden Schemas II. und III. 
beigegeben. 
5 Dieſe Kupons, ſowie der Talon werden nach Ablauf des letzten Jahres, 
fuͤr welches ſie ausgegeben worden, zufolge beſonderer Bekanntmachung in den 
H. 5. bezeichneten Zeitungen erneuert. Die Talons und Kupons werden mit dem 
Fakſimile eines gewerkſchaftlichen Deputirten und des Hauptkaſſen-Rendanten 
verſehen. 


§. 2. 

Saͤmmtliche nach H. 1. zu emittirende Schuldſcheine werden alljaͤhrlich 
mit vier und einem halben Prozent verzinft. Die Zinſen werden in halbjaͤhri⸗ 
gen, am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres faͤlligen Raten gegen Aushaͤn— 
digung der faͤllig gewordenen Zinskupons postnumerando entweder bei der 
gewerkſchaftlichen Hauptkaſſe zu Eisleben, oder bei dem gewerkſchaftlichen Ban- 
Fier zu Leipzig nach der Wahl der Inhaber ausbezahlt. 


§. 3. 


Die Anſpruͤche auf Zinsverguͤtung erlöfchen und die Zinskupons werden 
unguͤltig und werthlos, wenn dieſe nicht binnen vier Jahren nach der Verfall⸗ 
zeit zur Zahlung praͤſentirt werden. 


F. 4. 


Die Verzinſung der Schuldſcheine hoͤrt mit dem Tage auf, an welchem 
dieſelben zur Ruͤckzahlung faͤllig ſind; wird dieſe in Empfang genommen, ſo 
muͤſſen zugleich die ausgereichten Talons, ſowie diejenigen Zinskupons, welche 
fpäter als an jenem Tage verfallen, mit den fälligen Schuldſcheinen eingelie— 
fert werden; geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons 
von dem Kapitale gekuͤrzt. a 


§. 5. 

Die Schuldſcheine unterliegen der Amortiſation, auf welche jaͤhrlich min— 
deſtens drei Prozent der H. 1. bezeichneten Anleiheſumme, alſo 15,000 Rthlr., 
verwendet werden. Der Gewerkſchaft bleibt vorbehalten, die vorſtehende all— 
jährliche Amortiſationsſumme zu erhöhen und die Tilgung der Schuldſcheine zu 
beſchleunigen. Die Beſtimmung der alljaͤhrlich zur Tilgung kommenden Schuld- 
ſcheine geſchieht durch ſerienweiſe Auslooſung. Die Auslooſung erfolgt durch 
die gewerkſchaftliche Deputation oder ihre Vertreter in Gegenwart eines Kom— 
miſſarius des Koͤniglichen Bergamts Eisleben und unter Zuziehung eines das 
Protokoll führenden Königlih Preußiſchen Notars zu Eisleben im Mai jeden 
Jahres, und zwar zuerſt im Mai 1860. 

Die ausgelooften Serien werden in der Leipziger, Magdeburger und 
Haude⸗Spenerſchen Berliner Zeitung durch dreimalige Bekanntmachung aufge⸗ 
rufen; die erſte Einruͤckung derſelben muß ſpaͤteſtens ſechs Monate vor dem 

N be⸗ 


2 
beftimmten Zahlungstermine erfolgen. Wenn ein ſolches Blatt eingeht, be⸗ 
22 die Bergbehoͤrde auf Vorſchlag der Gewerkſchaft ein anderes an deſſen 
elle. 


N H. 6. 
Die Auszahlung des Nennwerthes der zu den ausgelooſten Serien ge- 
hoͤrigen Schuldſcheine geſchieht an dem auf die Auslooſung folgenden 2. Ja: 
nuar gegen ihre Aushaͤndigung bei den H. 2. bezeichneten Kaſſen. 


$ 7. 

Der Gewerkſchaft bleibt vorbehalten, anflatt der H. 5. feſtgeſetzten Aus⸗ 
looſung der Schuldſcheine Behufs deren Tilgung entweder dieſelben freihändig 
anzukaufen, oder aber den ganzen noch nicht ausgelooſten Beſtand der Anleihe, 
nach vorangegangener einhalbjaͤhriger, auf den ‚nächften 2. Januar, als den 
H. 6. feſtgeſetzten Zahlungstag gerichteten, Kündigung auf einmal zurückzuzah⸗ 
len. Dieſe Kündigung iſt durch dreimalige oͤffentliche Bekanntmachung, von 
denen die erſte ſpaͤteſtens ſechs Monat vor dem Zahlungstermine erfolgen muß, 
in den oben F. 5. bezeichneten Blättern zu bewirken. 


§. 8. 

Die ausgelooſten oder gekuͤndigten, doch ungeachtet der offentlichen Be⸗ 
kanntmachung zur Verfallzeit nicht zur Einloͤſung eingereichten Schuldſcheine 
und die Anſpruͤche auf die darin verſchriebenen Kapitals betraͤge erloͤſchen nach 
Ablauf von dreißig Jahren. 


H., 9. 

Die Auszahlungen der fälligen Kapitalsbetraͤge und Zinſen bei den §. 2. 
erwaͤhnten Kaſſen werden baar und ohne allen Abzug bewirkt, und zwar an 
den jedesmaligen Praͤſentanten der Schuldſcheine, bezuͤglich Zinskupons, ohne 
Pruͤfung ſeiner Legitimation. 


$. 10. 
Die Inhaber der Schuldſcheine ſind nicht befugt, die Zahlung der darin 
verſchriebenen Kapitalsbetraͤge nebſt Zinſen anders, als nach Maaßgabe des in 
$$. 5. und 7. gedachten Amortiſationsplans zu fordern. 


$. 11. 


Die Inhaber der Schuldſcheine find auf Höhe der darin verſchriebenen 
Kapitalsbetraͤge nebſt Zinſen Glaͤubiger der Mansfeldſchen Kupferſchiefer bauen— 
den Gewerkſchaft und iſt ihnen dafuͤr das geſammte gewerkſchaftliche Vermoͤ— 
gen verhaftet. 

$. 12. 

Angeblich vernichtete oder verlorene Schuldſcheine und Talons unterlie⸗ 
gen dem gewöhnlichen geſetzlichen Mortifikationsverfahren und findet deren Er⸗ 
ſatz nur gegen Aushaͤndigung der betreffenden Mortiſtkationsurtel ſtatt. 
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Angeblich vernichtete oder verlorene Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten 
noch amortiſirt werden. a 
§. 13. 


Daruͤber, daß die Mansfeldſche Kupferſchiefer bauende Gewerkſchaft ihre 
in vorſtehenden Beſtimmungen übernommenen Verpflichtungen gehörig erfüllt, 
wird die Koͤnigliche Bergbehoͤrde Aufſicht fuͤhren. 

Zu Urkund deſſen haben Wir das gegenwärtige Privilegium Hoͤchſteigen⸗ 
haͤndig vollzogen und unter dem Koͤniglichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne 
jedoch den Inhabern der Schuldſcheine in Anſehung der Befriedigung eine Ge: 
waͤhrleiſtung von Seiten des Staates zu geben oder den Rechten Dritter zu 
praͤjudiziren. 


Gegeben Berlin, den 14. Juni 1859. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


v. d. Heydt. v. Patow. 


Schema 1. 
S S 
Schuld ſchein 
der 


Mansfeldſchen Aupferſchiefer bauenden Gewerkſchaft zu Eisleben, 
Anleihe des Jahres 1859. 


uͤber 


200 Thaler. 


Inhaber dieſes Schuldſcheins hat einen Antheil im Betrage von Zweihun— 
dert Thalern an der mit Allerhoͤchſter Genehmigung und nach den Beſtim— 
mungen des umſtehenden Privilegiums aufgenommenen Anleihe der Mansfeld— 

ſchen Kupferſchiefer bauenden Gewerkſchaft. 
Die Zinſen mit vier und einhalb vom Hundert fuͤr das Jahr ſind 
gegen 
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gegen die am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres zahlbaren halbjaͤhrigen 
und dem Schuldſcheine beigegebenen ee zu erheben. 


Eisleben, den ..tn 1 
Für die gewerkſchaftliche Die gewerkſchaftliche 
Deputation. Haupttaſſen⸗Verwaltung. 
N. N. 


Dieſer Schuldſchein wird ungültig und werthlos, wenn er nicht binnen dreißig Jah— 
ren, von dem Verfalltage ab gerechnet, zur Zahlung praͤſentirt wird. 


Schema II. 


A] 


R Sie nun: 
Mlansfeldſche Aupferſchiefer bauende Gewerkſchaft. 
Zins⸗Kupon 8 


z u 
dem Schuldſchein . Serie ..... 
uͤber 


200 Thaler. 


der dieſes Kupons empfaͤngt gegen deſſen Aus haͤndigung am 
18. als Betrag der an dieſem Tage fälligen halbjaͤhrigen Zinſen des obbe— 
zeichneten Schuldſcheins uͤber 200 Kthlr. 
Vier Thaler funfzehn Silbergroschen 
aus der gewerkſchaftlichen Hauptkaſſe. 
Eisleben, den . ten 


ä — ' —2*k̃ 3 


Für die gewerkſchaftliche Die gewerkſchaftli e 

Deputation. ef 1 
(Fakſimile.) Rendant. 
(Fakſimile.) 


Dieſer Zins-Kupon wird unguͤltig und werthlos, wenn er nicht binnen vier Jahren, 
von dem Verfalltage ab gerechnet, zur Zahlung praͤſentirt iſt. 


— — 
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5 
Schema III. 
a ln 


zu 


dem Schuldſchein der Mansfeldſchen Kupferſchiefer bauenden 
Gewerkſchaft zu Eisleben, 


Anleihe des Jahres 1859. 
5 Serie 
uͤber 
200 Thaler. 


B dieſes Talons erhalt ohne weitere Pruͤfung ſeiner Legitimation die 
fuͤr vorſtehenden Schuldſchein augsufgnigende — te Serie der Zins-Kupons. 


Eisleben, den ten 
Für die gewerkſchaftliche Die gewerkſchaftliche 
a Deputation. karte ” 
(Fakſimile.) Rendant. 


Fakſimile.) 


(Nr. 5089.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. Juni 1859., betreffend die Befugniß zur Erhe⸗ 
bung des tarifmaͤßigen Chauſſeegeldes fuͤr Eine Meile auf der von den 
betheiligten Gemeinden auszubauenden ſogenannten Merſcheider Kommu— 
nalſtraße von Ohlig an der Benrath-Focher Staatsſtraße uͤber Merſcheid 
bis zum Schlagbaum unweit Solingen an der Solingen-Eſſener Staats⸗ 
ſtraße, im Kreiſe Solingen des Regierungsbezirks Duͤſſeldorf. 


Alf Ihren Bericht vom 1. Juni d. J. will Ich den chauſſeemaͤßigen Aus⸗ 
bau der ſogenannten Merſcheider Kommunalſtraße, von Ohlig an der Benrath— 
Focher Staatsſtraße uͤber Merſcheid bis zum Schlagbaum unweit Solingen an 
der Solingen⸗Eſſener Staatsſtraße, im Kreiſe Solingen des Regierungsbezirks 
Duͤſſeldorf, genehmigen und den betheiligten Gemeinden, nach vollendetem Aus⸗ 
bau der Straße und gegen die Verpflichtung zur kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen 
Unterhaltung derſelben, das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes fuͤr Eine 
Meile nach den Beſtimmungen des für die Staats-Chauſſeen jedesmal gelten- 
den Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim— 
mungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung wee 

zuſaͤtz⸗ 


N 
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zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats-Chauſſeen 
von Ihnen angewendet werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem 
Chauffeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen we⸗ 
gen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
ommen. 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 14. Juni 1859, 


Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Fr. 5090.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 20. Juni 1859., betreffend die Verleihung des Ex— 
propriationsrechts und der fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Un— 
terhaltung der Chauſſee von Braunfels uͤber Leun und Niedernbiel nach 
Ehringshauſen, im Kreiſe Wetzlar, zum Anſchluß an die Staatsſtraße 
von Wetzlar nach Siegen, und einer Chauſſee von Braunfels bis zur 
Naſſauiſchen Grenze auf Philippſtein. 


Nodem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee von Braunfels über Leun und Niedernbiel nach Ehringshauſen, im 
Kreiſe Wetzlar, zum Anſchluß an die Staatsſtraße von Wetzlar nach Siegen, 
und einer Chauſſee von Braunfels bis zur Naffauifchen Grenze auf Philipp⸗ 
ſtein genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht fuͤr 
die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur 
Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe 
der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straßen zur 
Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich den beim Bau der Straße 
von Braunfels nach Ehringshauſen betheiligten Gemeinden oder der an deren 
Stelle tretenden Korporation gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen 
Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach 
den Beſtimmungen des für die Staats-Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
geld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber 
die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vor: 
ſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen ange⸗ 
wendet werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife 
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vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. N 

Der gegenwartige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 20. Juni 1859. 


Im Namen Sr. Majeftät des Könige: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 5091.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 1. Juli 1859., betreffend die Aufloͤſung der Koͤnig— 
lichen Direktion der Rhein-Nahe Eiſenbahn. ; 


Au den Bericht vom 27. Juni d. J. genehmige Ich, daß mit dem 1. Auguſt 
d. J. die durch den Erlaß vom 4. September 1856, (Gefeg- Sammlung für 
1856. ©. 804.) zu Creuznach eingeſetzte Direktion der Rhein⸗Nahe Eiſenbahn 
aufgelöft und alle Rechte und Obliegenheiten, welche derſelben in Gemaͤßheit 
des Vertrages wegen Ueberlaſſung des Baues und Betriebes der Rhein-Nahe 
Eiſenbahn an den Staat vom 18. Juni 1856. (Geſetz-Sammlung für 1856. 
S. 802. und 803.) zuſtehen, insbeſondere auch die gerichtliche und außergericht— 
liche Vertretung der Rhein-Nahe Eiſenbahngeſellſchaft bis auf Weiteres der 
Direktion der Saarbruͤcker Eiſenbahn in Saarbruͤcken übertragen werden. Zu— 
leich beſtimme Ich, daß die Direktion der Saarbruͤcker Eiſenbahn von jenem 
eitpunkt ab den Namen „Königliche Eiſenbahndirektion“ führen ſoll. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. i 

Berlin, den 1. Juli 1859. 


Im Namen Sr. Majeftät des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Nedigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Oecker). 


